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1.	 Umstufung von Teilstrecken
auf Landesstraßen

Ministerium für Verkehr	 Düsseldorf, 19. 12. 2019
des Landes Nordrhein-Westfalen
III A 1-11-45/186

Im Gebiet der Stadt Witten, Ennepe-Ruhr-Kreis, Regie-
rungsbezirk Arnsberg, hat sich durch die Überprüfung 
des Straßennetzes die Verkehrsbedeutung eines Teil-
abschnittes der L 924 in der AS Witten-Herbede geän-

dert. In diesem Zusammenhang wird die Teilstrecke 
der L 924 

1. von NK 4509 007 A 	 nach NK 4509 161 O
Station 0,000	 nach Station 0,143 

 (Länge: 0,143 km)

gem. § 2 (3a) FStrG mit Wirkung zum 01.01.2020 zur 
Bundesautobahn aufgestuft und wird Bestandteil der 
A 43.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die Klage ist 
beim Verwaltungsgericht Arnsberg in Arnsberg schrift-
lich oder mündlich zur Niederschrift des Urkundsbe-
amten der Geschäftsstelle zu erklären.
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Die Klage kann auch in elektronischer Form einge-
reicht werden. Das elektronische Dokument muss mit 
einer qualifizierten elektronischen Signatur versehen 
sein und an die elektronische Poststelle des Gerichts 
übermittelt werden. 

Bei schriftlicher Klageerhebung ist die Rechtsbehelfs-
frist nur gewahrt, wenn die Klageschrift vor Ablauf der 
Monatsfrist bei Gericht eingegangen ist. Wird die Kla-
ge schriftlich erhoben, sollen ihr zwei Durchschriften 
beigefügt werden. Falls die Frist durch das Verschul-
den eines Bevollmächtigten versäumt werden sollte, 
so würde dessen Verschulden dem Kläger zugerechnet 
werden.

Im Auftrag:

Heribert Rox

(160)	 Abl. Bez. Reg. Abg. 2020, S. 1

2. 	 Umstufung von Teilstrecken 
auf Bundesfernstraßen

Ministerium für Verkehr	 Düsseldorf, 19. 12. 2019
des Landes Nordrhein-Westfalen
III A 1-11-45/183

Im Gebiet der Gemeinde Wilnsdorf, Kreis Siegen-Witt-
genstein, Regierungsbezirk Arnsberg, hat sich durch 
die Überprüfung des Straßennetzes die Verkehrsbedeu-
tung eines Teilabschnittes der L 722 in der AS Wilns-
dorf der A 45 geändert. In diesem Zusammenhang wird 
die Teilstrecke der L 722 

1.	von NK 5114 075 G                   nach NK 5114 075 H
	 Station 0,000	      nach Station 0,165
		   (Länge: 0,165 km)
gem. § 2 (3a) FStrG mit Wirkung zum 01.01.2020 zur 
Bundesautobahn aufgestuft und wird Bestandteil der 
A 45.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die Klage ist 
beim Verwaltungsgericht Arnsberg in Arnsberg schrift-
lich oder mündlich zur Niederschrift des Urkundsbe-
amten der Geschäftsstelle zu erklären.

Die Klage kann auch in elektronischer Form einge-
reicht werden. Das elektronische Dokument muss mit 
einer qualifizierten elektronischen Signatur versehen 
sein und an die elektronische Poststelle des Gerichts 
übermittelt werden. 

Bei schriftlicher Klageerhebung ist die Rechtsbehelfs-
frist nur gewahrt, wenn die Klageschrift vor Ablauf der 
Monatsfrist bei Gericht eingegangen ist. Wird die Kla-
ge schriftlich erhoben, sollen ihr zwei Durchschriften 
beigefügt werden. Falls die Frist durch das Verschul-
den eines Bevollmächtigten versäumt werden sollte, 
so würde dessen Verschulden dem Kläger zugerechnet 
werden.

Im Auftrag:

Heribert Rox

(160)	 Abl. Bez. Reg. Abg. 2020, S. 2

3. 	 Öffentlich-rechtliche Vereinbarung über die 
Sicherstellung der technischen Unterstützung  

und die Einrichtung einer gemeinsamen  
Verwaltungsstelle („Kopfstelle“) zur Umsetzung 

fachadministrativer Aufgaben im Zusammenhang 
mit der Aufgabenwahrnehmung nach dem  

Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG)

Zwischen

dem Kreis Unna, 

vertreten durch den Landrat,

und den kreisangehörigen Städten und Gemeinden

Bergkamen, Bönen, Lünen, Schwerte, Unna und 
Werne,

jeweils vertreten durch die Bürgermeister

Präambel

Im Zusammenhang mit der Einführung und Umset-
zung des IKZ-Projektes „Einheitliches Sozialwesen“ 
wurde den kreisangehörigen Kommunen angeboten, 
auch den Aufgabenbereich „Asyl“ über eine gemein-
same Verfahrensumgebung abzubilden. Von dieser 
Möglichkeit haben in der Vergangenheit bereits die 
Städte und Gemeinden Bergkamen, Bönen, Lünen, 
Schwerte, Unna und Werne Gebrauch gemacht. Seit 
2014 bzw. 2015 wird der technische Support durch die 
Zentrale Datenverarbeitung der Kreisverwaltung Unna  
(FD 16) sichergestellt.

Die Städte und Gemeinden erbringen die Leistungen 
nach dem AsylbLG in eigener Zuständigkeit. Da dem 
Kreis Unna weder die Fach- noch die Rechtsaufsicht 
obliegt, werden hierfür innerhalb der Kreisverwaltung 
auch keine fachlichen Kompetenzen vorgehalten. Um 
den Aufgabenbereich aber sowohl technisch als auch 
fachlich begleiten zu können, ist beabsichtigt, eine ge-
meinsame Verwaltungsstelle mit der Durchführung der 
fachadministrativen Aufgaben zu betrauen. 

Hierzu schließen der Kreis Unna und die vorgenann-
ten kreisangehörigen Städte und Gemeinden gemäß §§ 
1 und 23 ff. des Gesetzes über kommunale Gemein-
schaftsarbeit (GKG) vom 01.01.1979 (GV. NRW S. 621 
/ SGV. NRW. 202) in der derzeit geltenden Fassung fol-
gende öffentlich-rechtliche Vereinbarung:

§ 1

Übertragung und Wahrnehmung der Aufgaben

(1)	 Der Kreis Unna übernimmt durch die Zentrale 
Datenverarbeitung (FD 16) die Systemadministra-
tion und stellt sowohl den technischen Support als 
auch die technische Systempflege sicher. 

(2)	 Die fachadministrative Betreuung erfolgt durch die 
Stadt Lünen. Hierdurch wird eine einheitliche An-
wendung des Fachverfahrens für die Vertragspart-
ner gewährleistet. 

Verordnungen, Verfügungen und
Bekanntmachungen
der BezirksregierungB
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(3)	 Die genaue Aufgabenverteilung ist aus dem Orga-
nisationskonzept – als Anlage 1 Bestandteil dieser 
Vereinbarung – ersichtlich. 

(4)	 Sowohl der Kreis Unna als auch die Stadt Lünen 
stellen die Aufgabenwahrnehmung auch für den 
Vertretungsfall sicher. Zugesagt wird zudem die Er-
reichbarkeit während der jeweiligen Ansprechzei-
ten sowie eine angemessene Reaktionszeit.

§ 2 

Kostenregelung

(1)	Die für die Wahrnehmung der Aufgaben der Fach-
administration durch die Stadt Lünen anfallenden 
Aufwendungen werden zu gleichen Teilen durch die 
Städte und Gemeinden getragen. 

(2)	Der Aufwendungsersatz umfasst die Personal-, 
Sach- und Gemeinkosten der jeweiligen Stellen-
anteile einer Stelle in der Besoldungsgruppe A11 
LBesG NRW / Entgeltgruppe 10 TVöD-VKA. Ausge-
gangen wird dabei zunächst von 0,25 VZÄ.

(3)	Der zeitliche und daraus resultierende finanzielle 
Aufwand wird jährlich von der Stadt Lünen qualifi-
ziert bemessen und den Städten und Gemeinden in 
Rechnung gestellt. Aufgabe und Kosten unterliegen 
insofern einer regelmäßigen Betrachtung.

(4)	Die Berechnung erfolgt auf Basis des von der Kom-
munalen Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsma-
nagement (KGSt) erstellten Berichtes „Kosten eines 
Arbeitsplatzes“ in der jeweils aktuellen Fassung.

(5)	Für den technischen Support werden durch den 
Kreis Unna keine Personal-, Sach- oder Gemeinkos-
ten veranschlagt. Den Städten und Gemeinden wer-
den ab dem 01.01.2019 ausschließlich die durch 
den Softwareanbieter berechneten Wartungskosten 
sowie die Kosten für zusätzlich erforderliche Lizen-
zen durch den Kreis Unna in Rechnung gestellt.

§ 3

Vertragsdauer, Kündigung

(1)	Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung wird auf un-
bestimmte Zeit geschlossen.

(2)	Die Vereinbarung kann erstmals zum 31.12.2020 
von jedem Vertragspartner mit einer Frist von 6 Mo-
naten zum Ende eines Kalenderjahres gekündigt 
werden. 

(3)	Ein Kündigungsrecht nach § 60 Verwaltungsver-
fahrensgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen  
(VwVfG NRW) bleibt unberührt. Daneben kann je-
der Vertragspartner aus wichtigem Grund ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen. Dies-
bezüglich gelten die Bestimmungen des § 314 BGB 
sinngemäß.

(4)	Die Kündigung bedarf der Schriftform.

§ 4

Beitrittsmöglichkeit

(1)	Die Städte und Gemeinden im Kreis Unna, die die 
Aufgaben derzeit noch in eigener Verantwortung 
durchführen, erhalten die Möglichkeit, dieser Ver-
einbarung nachträglich beizutreten. Ein Beitritt ist 
jeweils zum 01.01. eines Jahres möglich. Hierzu 
bedarf es einer entsprechenden schriftlichen Erklä-
rung durch die/den jeweilige/n Bürgermeister/in 
bis zum 31.03. des Vorjahres.

(2)	Die in dieser Vereinbarung getroffenen Bestimmun-
gen gelten dann entsprechend. 

§ 5

Salvatorische Klausel

Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages rechtsunwirk-
sam oder undurchführbar sein oder werden, so wird 
die Gültigkeit der übrigen Vertragsbestimmungen da-
von nicht berührt. Die Vertragspartner verpflichten 
sich, die ungültige oder undurchführbare Bestimmung 
durch eine wirksame und durchführbare Regelung zu 
ersetzen, die nach Maßgabe der sonstigen Vorschrif-
ten dieses Vertrages, seiner Zielsetzung und der aus 
ihm erkennbaren gewollten Verteilung der Risiken und 
Lasten dem ursprünglich Gewollten möglichst nahe 
kommt. Entsprechendes gilt für den Fall, dass der Ver-
trag eine Regelungslücke enthalten sollte, welche die 
Parteien geschlossen hätten, wenn sie sie bedacht hät-
ten.

§ 6 

Inkrafttreten

Diese öffentlich-rechtliche Vereinbarung tritt am Tage 
nach der Veröffentlichung im Amtsblatt für den Regie-
rungsbezirk Arnsberg in Kraft.

Für den Kreis Unna:	 Für die Stadt Lünen:

Michael Makiolla	 Uwe Quitter
Landrat	 1. Beigeordneter

Für die Stadt Bergkamen:	 Für die Gemeinde Bönen:

Christine Busch	 Stephan Rotering
Beigeordnete	 Bürgermeister

Für die Stadt Schwerte:	 Für die Kreisstadt Unna:

Dimitrios Axourgos	 Werner Kolter
Bürgermeister	 Bürgermeister

Für die Stadt Werne:

Lothar Christ
Bürgermeister

                  

Genehmigung

Vorstehende Öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwi-
schen dem Kreis Unna und den kreisangehörigen 
Städten und Gemeinden Bergkamen, Bönen, Lünen, 
Schwerte, Unna und Werne über die Sicherstellung 
der technischen Unterstützung und die Einrichtung 
einer gemeinsamen Verwaltungsstelle („Kopfstelle“) zur 
Umsetzung fachadministrativer Aufgaben im Zusam-
menhang mit der Aufgabenwahrnehmung nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) werden hiermit 
gemäß § 24 Abs. 2 des Gesetzes über kommunale Ge-
meinschaftsarbeit – GkG – vom 01.10.1979 (GV.NW.S. 
621) in der zur Zeit geltenden Fassung (SGV.NRW. 202) 
genehmigt.

Arnsberg, den 2. Januar 2020

31.04.12.01-005/2019-001   

Bezirksregierung Arnsberg

Im Auftrag:

		  (Fischer) 	 (L. S.)
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Bekanntmachung

Vorstehende Öffentlich-rechtliche Vereinbarung und 
meine Genehmigung werden hiermit gemäß § 24 Abs. 3 
GkG öffentlich bekanntgemacht.

Arnsberg, den 2. Januar 2020

31.04.12.01-005/2019-001   

Bezirksregierung Arnsberg

Im Auftrag:

		  (Fischer) 	 (L. S.)

(757)	 Abl. Bez. Reg. Abg. 2020, S. 2

4.	 Öffentlich-rechtliche Vereinbarung 
über die Erbringung von Verkehrsleistungen  

der Busverkehr Rheinland GmbH  
(im Folgenden: BVR)  

auf dem Gebiet des Kreises Unna

Zwischen 
der Stadt Hagen, 

vertreten durch den Oberbürgermeister,
Rathausstraße 11, 58095 Hagen 

und
dem Kreis Unna, 

vertreten durch den Landrat,
Friedrich-Ebert-Straße 17, 59425 Unna

Präambel

Die Stadt Hagen und der Kreis Unna sind als öffent-
liche Aufgabenträger gemäß § 3 Abs. 1 ÖPNVG NRW 
für die Planung, Organisation und Ausgestaltung des 
ÖPNV innerhalb ihrer Gebietsgrenzen zuständig. Sie 
sind in ihrem Wirkungskreis "zuständige Behörden" im 
Sinne der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007. 

Die Stadt Hagen ist Mitglied des Zweckverbandes Ver-
kehrsverbund Rhein-Ruhr (im Folgenden: VRR) und 
hat diesem u. a. die Aufgabe der Durchführung der 
Finanzierung des Öffentlichen Straßenpersonennah-
verkehrs (ÖSPV) im Rahmen der Erfüllung gemeinwirt-
schaftlicher Verpflichtungen im Verbandsgebiet des 
VRR übertragen. Ferner hat die Stadt Hagen den VRR 
mit Aufgaben in Zusammenhang mit der Vorbereitung, 
Organisation und Koordination von Direktvergaben öf-
fentlicher Dienstleistungsaufträge mandatiert. Näheres 
regelt die Zweckverbandssatzung für den Zweckver-
band Verkehrsverbund Rhein-Ruhr. 

Zwischen der Stadt Hagen und dem Kreis Unna beste-
hen historisch gewachsene Verkehrsbeziehungen in 
Form von gebietsübergreifenden Buslinien. Im Einzel-
nen handelt es sich gegenwärtig um die Linie 594 Ha-
gen - Schwerte.

Die vorstehend bezeichnete Linie wird auf dem Hagener 
Stadtgebiet durch BVR auf der Basis einer Direktverga-
be der Stadt Hagen bedient. Diese Direktvergabe endet 
am 31.12.2019. 

Die Stadt Hagen beabsichtigt, BVR noch vor Ende der 
laufenden Direktvergabe für weitere 10 Jahre bis zum 
31.12.2029 mit der Durchführung gemeinwirtschaft-
licher Verpflichtungen des ÖSPV auf dem Gebiet der 
Stadt Hagen und, im Einverständnis mit dem Kreis 
Unna, einschließlich des gebietsübergreifenden Lini-
enabschnitts im Wege der Direktvergabe eines öffent-
lichen Dienstleistungsauftrages nach Art. 5 Abs. 4  

VO (EG) Nr. 1370/2007 und entsprechend dem VRR-
Finanzierungssystem zu betrauen. 

Mit dieser öffentlich-rechtlichen Vereinbarung werden 
die Voraussetzungen für einen dauerhaften weiteren 
Betrieb der gebietsübergreifenden Linie durch BVR ab 
dem 01.01.2020 geschaffen. Zu diesem Zweck stimmt 
der Kreis Unna als "mitbedienter Aufgabenträger" ei-
ner Direktvergabe von gemeinwirtschaftlichen Ver-
kehrsleistungen auf den gebietsübergreifenden Linien 
im Rahmen der angestrebten Direktvergabe der Stadt 
Hagen an BVR für den Zeitraum vom 01.01.2020 bis 
zum 31.12.2029 zu und erklärt sich damit einverstan-
den, dass Art und Umfang der Finanzierung dieser Ver-
kehrsleistungen im Rahmen der Finanzierungsrichtli-
nie durch den VRR überprüft werden.

Dies vorausgeschickt, vereinbaren die Parteien nach-
folgendes:

§ 1

Zustimmung zu einer Direktvergabe an BVR

1.	Der Kreis Unna erklärt sich damit einverstanden, 
dass BVR weiterhin auf dem Gebiet des Kreises 
Unna Verkehrsleistungen erbringt.

2.	Der Kreis Unna stimmt einer Direktvergabe von 
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen des ÖSPV 
nach Art. 5 Abs. 4 VO (EG) Nr. 1370/2007 auf den 
in der Präambel aufgeführten Linie durch die Stadt 
Hagen an BVR auf seinem Kreisgebiet für den Zeit-
raum vom 01.01.2020 bis zum 31.12.2029 zu.

3.	Der Umfang der gemeinwirtschaftlichen Verpflich-
tungen ergibt sich aus dem durch die Stadt Hagen 
zu erteilenden öffentlichen Dienstleistungsauftrag 
und dem Nahverkehrsplan des Kreises Unna. Er ori-
entiert sich am bisherigen Leistungsangebot und ist 
aus der Anlage ersichtlich.

4.	Der öffentliche Dienstleistungsauftrag wird der Mög-
lichkeit politisch gewollter und verkehrswirtschaft-
lich sinnvoller Leistungsänderungen Rechnung 
tragen. Eventuelle Leistungsänderungen werden 
zwischen der Stadt Hagen und dem Kreis Unna ab-
gestimmt, soweit der Kreis Unna hiervon betroffen 
ist.

§ 2

Laufzeit, Kündigung

1.	Diese Vereinbarung endet am 31.12.2029. Rechtzei-
tig vor Auslaufen dieser Befristung werden sich die 
Parteien über die Voraussetzungen einer möglichen 
Fortführung dieser Vereinbarung ins Benehmen set-
zen.

2.	Die Parteien sind berechtigt, die Vereinbarung mit 
einer Frist von sechs Monaten zum Jahresende 
schriftlich zu kündigen. Das Recht zur fristlosen 
Kündigung aus wichtigem Grund bleibt hiervon un-
berührt.

§ 3

Schlussbestimmungen

1.	Diese Vereinbarung unterliegt dem Recht der Bun-
desrepublik Deutschland. 

2.	Mündliche Nebenabreden zu dieser Vereinbarung 
bestehen nicht. Änderungen und Ergänzungen die-
ser Vereinbarung bedürfen der Schriftform. Dies gilt 
auch für die Aufhebung des Schriftformerfordernis-
ses.
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3.	Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung 
unwirksam oder undurchführbar sein oder werden, 
so wird die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen 
der Vereinbarung hiervon nicht berührt. An die Stel-
le der unwirksamen oder undurchführbaren Bestim-
mung tritt eine Regelung, die dem wirtschaftlichen 
Zweck der unwirksamen oder undurchführbaren 
Bestimmung so nahe wie möglich kommt. Gleiches 
gilt für den Fall, dass die Parteien nachträglich fest-
stellen, dass die Vereinbarung lückenhaft ist.

Unna, den 7. November 2018	 Hagen, den 14. November 2018

Kreis Unna	 Stadt Hagen

gez. Makiolla	 gez. Schulz

Anlage:

Fahrplan Linie 594 (Siehe Seite 6-8)

                  

Genehmigung

Vorstehende Öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwi-
schen der Stadt Hagen und dem Kreis Unna über die 
Erbringung von Verkehrsleistungen der Busverkehr 
Rheinland GmbH auf dem Gebiet des Kreises Unna wer-
den hiermit gemäß § 24 Abs. 2 des Gesetzes über kom-
munale Gemeinschaftsarbeit – GkG – vom 01.10.1979 
(GV.NW.S. 621) in der zurzeit geltenden Fassung (SGV.
NRW. 202) genehmigt.

Arnsberg, den 17. Dezember 2019

31.04.03.01-002/2019-001

Bezirksregierung Arnsberg

Im Auftrag:

		  (Fischer) 	 (L. S.)

Bekanntmachung

Vorstehende Öffentlich-rechtliche Vereinbarung und 
meine Genehmigung werden hiermit gemäß § 24 Abs. 
3 GkG öffentlich bekanntgemacht.

Arnsberg, den 17. Dezember 2019

31.04.03.01-002/2019-001

Bezirksregierung Arnsberg

Im Auftrag:

		  (Fischer) 	 (L. S.)

(2147)	 Abl. Bez. Reg. Abg. 2020, S. 4

5.	 Antrag der Firma Kludi GmbH, Am Vogelsang
 31 - 33, 58706 Menden, auf Erteilung einer  

Genehmigung nach § 4 Bundes- 
Immissionsschutzgesetz (BImSchG)  

zur Errichtung und zum Betrieb einer Anlage  
zum Schmelzen von Nichteisenmetallen

G 57/19

Bezirksregierung Arnsberg	 Dortmund, 28. 12. 2019
900-9075126-0002/IBG-0001-G57/19-Heid 

Öffentliche Bekanntmachung

Im o.a. Genehmigungsverfahren sind keine Einwen-
dungen gegen das Vorhaben erhoben worden. 

Der gemäß der öffentlichen Bekanntmachung vom 
21.09.2019 vorgesehene Erörterungstermin, 

am 22.01.2020, um 10 Uhr,
im kleinen Saal, auf der Wilhelmshöhe Menden, 
Schnitter Weg 29, 58706 Menden

findet daher nicht statt.

Diese Bekanntmachung kann auch im Internet unter
http://www.bezreg-arnsberg.nrw.de/bekanntma-
chungen/
eingesehen werden. 

Im Auftrag:

gez. Heesemann

(107)	 Abl. Bez. Reg. Abg. 2020, S. 5

6. 	Antrag des Stadtbetriebes Abwasserbeseitigung 
Lünen AöR (SAL), Borker Straße 56/58,  

44534 Lünen auf Erteilung einer wasserrechtlichen 
Erlaubnis gem. § 8 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 

zur Einleitung von Abwasser aus dem  
Steinkohlekraftwerk der Trianel Kohlekraftwerk 

Lünen GmbH & Co. KG über vorhandene  
Einleitungsbauwerke in die Lippe

Bezirksregierung Arnsberg	 Arnsberg, 20.12.2019
900-9141660/WD-0002

Bekanntmachung

Abweichend von der Bekanntmachung im Amtsblatt 
vom 28.09.2019 findet der Termin für die Erörterung 
der Einwendungen wie folgt statt:

23.03.2020, 10.00 Uhr,
im Hansesaal 

des Ringhotels Am Stadtpark, Kurt-Schumacher- 
Straße 43, 44532 Lünen

Sofern die Erörterung am 23.03.2020 nicht abge-
schlossen werden kann, wird sie unterbrochen und am 
24.03.2020 sowie ggf. auch an weiteren Tagen weiter-
geführt. Der Termin für die Weiterführung der Erör-
terung wird jeweils bei Unterbrechung der Erörterung 
an dem Tag, an dem diese nicht abgeschlossen werden 
kann, den Teilnehmern mitgeteilt. Eine weitere beson-
dere Bekanntmachung erfolgt nicht.

Der Erörterungstermin ist öffentlich; er dient dazu, die 
rechtzeitig erhobenen Einwendungen zu erörtern, so-
weit dies für die Prüfung der Erlaubnis- und Geneh-
migungsvoraussetzungen von Bedeutung sein kann. 
Er soll denjenigen, die Einwendungen erhoben haben, 
Gelegenheit geben, ihre Einwendungen zu erläutern. 

BEKANNTMACHUNGEN
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Anlage:

Fahrplan Linie 594
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Vertreter von Einwendern haben eine schriftliche Voll-
macht vorzulegen.

Erhobene Einwendungen werden auch bei Ausbleiben 
des Antragstellers oder Ausbleiben von einzelnen Per-
sonen, die Einwendungen erhoben haben, erörtert. Die 
Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen 
kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt wer-
den.

Die Entscheidung über den wasserrechtlichen Antrag 
wird öffentlich bekannt gemacht.

Im Auftrag:

gez. Kremling

(185)	 Abl. Bez. Reg. Abg. 2020, S. 5

7. Veröffentlichung von Hochwassergefahrenkarten  
und Hochwasserrisikokarten gemäß § 79 Absatz 1 

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und § 87 Satz 2 
Landeswassergesetz (LWG)

Bezirksregierung Arnsberg	 Arnsberg, 17. 12. 2019
54.80.40-001/2019-002

Öffentliche Bekanntmachung

Am 26. November 2007 ist die EG-Richtlinie über die 
Bewertung und das Management von Hochwasserrisi-
ken (EG-HWRM-RL) in Kraft getreten. Die Zielsetzung 
der Richtlinie wurde von der Bundesregierung in die 
Novelle des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) übernom-
men (in Kraft seit 1. März 2010).

Zuständig für die Umsetzung der EG-HWRM-RL und 
die damit verbundene Erstellung von Hochwasser-
gefahren- und Hochwasserrisikokarten sind im Land 
Nordrhein-Westfalen die Bezirksregierungen.

Aufgrund der rechtlichen Vorgaben sind die im Jahr 
2013 erstmalig erstellten Karten im Abstand von sechs 
Jahren bei Bedarf zu überarbeiten und entsprechend 
zu veröffentlichen.

Die Gefahren- und Risikokarten sind gemäß § 79 Ab-
satz 1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) § 87 Satz 2 des 
Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(Landeswassergesetz-LWG) in der z. Zt. geltenden Fas-
sung für die Dauer von einem Monat öffentlich auszu-
legen

Diese öffentliche Auslegung ist für den Zeitraum vom 
13. Januar bis einschließlich 14. Februar 2020 an-
gesetzt.

Eine Einsichtnahme in die Gefahren- und Risikokarten 
ist über die hierfür eingerichtete Homepage https://
flussgebiete.nrw.de/ und Selektion auf „Hochwasserri-
siken gemeinsam meistern“, „Hochwasserrisikokarten/
Gefahrenkarten“ und „Teileinzugsgebiete“ möglich.

Für die Gewässer im Regierungsbezirk Arnsberg liegen 
diese Karten für alle Risikogewässer vor. 

Für die Einsichtnahme in Papierform nehmen Sie bit-
te Kontakt mit der Bezirksregierung Arnsberg, Dezer-
nat 54, Frau Baumann, Lipperoder Straße 8, 59555 
Lippstadt, Raum 327 (Telefon: 02931-82-5857; E-Mail: 
hwrm@bezreg-arnsberg.nrw.de) auf. Dort werden Ih-
nen die Karten, in die Sie Einsicht nehmen möchten, 
zur Verfügung gestellt. Da angesichts des Kartenum-

fangs lediglich die Karten ausgedruckt werden, in die 
Einsicht genommen werden soll, ist es sinnvoll im Vor-
feld einen Termin unter Angabe des gewünschten Be-
reiches zu vereinbaren. 

Im Auftrag:

gez. Dr. Leismann

(210)	 Abl. Bez. Reg. Abg. 2020, S. 9

8. 	 Bekanntmachungsanordnung 
des Nahverkehr Westfalen-Lippe (NWL)

Nahverkehr Westfalen-Lippe	   Unna, 19. 12. 2019

Die vorstehende, von der Verbandsversammlung des 
Zweckverbandes NWL in der Sitzung am 05.12.2019 
beschlossene Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 
2020 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land NW (GO NW), der Kreisordnung für 
das Land NW (KrO NR) sowie des Gesetzes über die 
kommunale Gemeinschaftsarbeit NW (GkG NW) beim 
Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr gel-
tend gemacht werden kann, es sei denn,

a)	 eine vorgeschriebene Genehmigung fehlte,

b)	 diese Satzung ist nicht ordentlich bekannt gemacht 
worden,

c)	 der Verbandsvorsteher hat den Satzungsbeschluss 
vorher beanstandet oder

d) 	der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
dem Zweckverband vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsachen benannt 
worden, die den Mangel ergeben.

Im Auftrag:

gez. M. Dubbi

stv. Geschäftsführer  

                  

Haushaltssatzung
des Zweckverbands NWL für das Jahr 2020

Aufgrund der Zweckverbandssatzung des NWL sowie 
der §§ 75 ff. der Gemeindeordnung NRW in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14.07.1994, zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 11.04.2019, hat die Verbands-
versammlung des NWL mit Beschluss vom 05.12.2019 
folgende Haushaltssatzung erlassen:

§ 1

Der Haushaltsplan für das Jahr 2020, der die für die 
Erfüllung der Aufgaben des NWL voraussichtlich anfal-
lenden Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie 
eingehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszah-
lungen enthält, wird im

Rechtsvorschriften und
Bekanntmachungen anderer
Behörden und DienststellenC
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Ergebnisplan mit

Gesamtbetrag der Erträge auf	 398.030.166 €
Gesamtbetrag der Aufwendungen auf	 398.030.166 €

Finanzplan mit

Gesamtbetrag der Einzahlungen aus  
laufender Verwaltungstätigkeit auf	 412.194.005 €

Gesamtbetrag der Auszahlungen aus  
laufender Verwaltungstätigkeit auf	 398.011.166 €

Gesamtbetrag der Einzahlungen  
aus Investitionstätigkeit auf	        181.000 €

Gesamtbetrag der Auszahlungen  
aus Investitionstätigkeit auf	        181.000 €

festgesetzt.

§ 2

Kredite werden im Jahr 2020 nicht veranschlagt.

§ 3

Verpflichtungsermächtigungen werden für das Jahr 
2020 nicht veranschlagt.

§ 4

Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssiche-
rung in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 
30.000 € festgesetzt.

§ 5

Eine Umlage von den Verbandsmitgliedern wird im 
Jahr 2020 nicht erhoben.

§ 6

Alle Positionen im Haushaltsplan sind gegenseitig  
deckungsfähig.

Im Auftrag:

gez. M. Dubbi

stv. Geschäftsführer  

(323)	 Abl. Bez. Reg. Abg. 2020, S. 9

9. Bestellung des Kommissarischen Betriebsleiters
 der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung  

Technischer Dienste Arnsberg

Stadt Arnsberg	  Arnsberg, 12. 12. 2019
- 7.1 - 

Gem. Beschluss des Rates der Stadt Arnsberg vom 3. 
Dezember 2019 ist Herr Rainer Schörnich zum Kom-
missarischen Betriebsleiter der eigenbetriebsähnlichen 
Einrichtung „Technische Dienste Arnsberg“ bestellt 
worden.

Stadt Arnsberg

Der Bürgermeister

Im Auftrag:

Jürgen Scholand

(65)	 Abl. Bez. Reg. Abg. 2020, S. 10

10. 	 Beschluss der Sparkasse Bochum

Die abhandengekommene, am 29. 8. 2019 aufgebotene 
Sparurkunde Nr. DE96 4305 0001 0348 5325 57 ist 
bis zum Ablauf der Aufgebotsfrist nicht vorgelegt wor-
den.

Die Sparurkunde Nr. DE96 4305 0001 0348 5325 57 
wird für kraftlos erklärt.

D 115/19

Bochum, 16. 12. 2019

Sparkasse Bochum

Der Vorstand

L. S. 		  gez. 2 Unterschriften

(64)	 Abl. Bez. Reg. Abg. 2020, S. 10

11.	  Beschluss der Sparkasse Bochum

Die abhandengekommene, am 5. 9. 2019 aufgebotene 
Sparurkunde Nr. DE54 4305 0001 0331 1542 11 ist 
bis zum Ablauf der Aufgebotsfrist nicht vorgelegt wor-
den.

Die Sparurkunde Nr. DE54 4305 0001 0331 1542 11 
wird für kraftlos erklärt.

S 118/19

Bochum, 23. 12. 2019

Sparkasse Bochum

Der Vorstand

L. S. 		  gez. 2 Unterschriften

(64)	 Abl. Bez. Reg. Abg. 2020, S. 10

12. 	 Beschluss der Sparkasse Bochum

Die abhandengekommene, am 5. 9. 2019 aufgebotene 
Sparurkunde Nr. DE92 4305 0001 0331 1527 51 ist 
bis zum Ablauf der Aufgebotsfrist nicht vorgelegt wor-
den.

Die Sparurkunde Nr. DE92 4305 0001 0331 1527 51 
wird für kraftlos erklärt.

S 117/19

Bochum, 23. 12. 2019

Sparkasse Bochum

Der Vorstand

L. S. 		  gez. 2 Unterschriften

(64)	 Abl. Bez. Reg. Abg. 2020, S. 10
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13. 	 Aufgebot der Sparkasse Bochum

Der Gläubiger der Sparurkunde (ZuwSpar Plus) Nr. 
DE82 4305 0001 0306 2062 77 hat das Aufgebot be-
antragt.

Aus diesem Grund wird hiermit die Sperre des Gutha-
bens angeordnet.

Der jetzige Inhaber der von der Sparkasse Bochum 
ausgestellten Sparurkunde Nr. DE82 4305 0001 0306 
2062 77 wird hiermit aufgefordert, binnen drei Mona-
ten, spätestens in dem am 14. 4. 2020, 9.00 Uhr, vor 
dem unterzeichneten Sparkassenvorstand anberaum-
ten Aufgebotstermin seine Rechte unter Vorlage der 
Sparurkunde anzumelden, widrigenfalls die Kraftloser-
klärung der Sparurkunde erfolgen wird.

S 147/19

Bochum, 19.12. 2019

Sparkasse Bochum

Der Vorstand

L. S. 		  gez. 2 Unterschriften

(90)	 Abl. Bez. Reg. Abg. 2020, S. 11

14. 	 Aufgebot der Sparkasse Bochum

Der Gläubiger der Sparurkunden (ZuwSpar Plus) Nrn. 
DE92 4305 0001 0347 1681 30 und DE78 4305 0001 
0347 1710 01 hat das Aufgebot beantragt.

Aus diesem Grund wird hiermit die Sperre des Gutha-
bens angeordnet.

Der jetzige Inhaber der von der Sparkasse Bochum 
ausgestellten Sparurkunden Nrn. DE92 4305 0001 
0347 1681 30 und DE78 4305 0001 0347 1710 01 wird 
hiermit aufgefordert, binnen drei Monaten, spätestens 
in dem am 14. 4. 2020, 9.30 Uhr, vor dem unterzeich-
neten Sparkassenvorstand anberaumten Aufgebots-
termin seine Rechte unter Vorlage der Sparurkunden 
anzumelden, widrigenfalls die Kraftloserklärung der 
Sparurkunden erfolgen wird.

L 148/19

Bochum, 19.12. 2019

Sparkasse Bochum

Der Vorstand

L. S. 		  gez. 2 Unterschriften

(90)	 Abl. Bez. Reg. Abg. 2020, S. 11

15. 	 Aufgebot der Sparkasse Bochum

Der Gläubiger der Sparurkunden (ZuwSpar Plus) Nrn. 
DE24 4305 0001 0307 2809 17 und DE14 4305 0001 
0307 2818 73 hat das Aufgebot beantragt.

Aus diesem Grund wird hiermit die Sperre des Gutha-
bens angeordnet.

Der jetzige Inhaber der von der Sparkasse Bochum 
ausgestellten Sparurkunden Nrn. DE24 4305 0001 
0307 2809 17 und DE14 4305 0001 0307 2818 73 
wird hiermit aufgefordert, binnen drei Monaten, spä-
testens in dem am 14. 4. 2020, 10.00 Uhr, vor dem 

unterzeichneten Sparkassenvorstand anberaumten 
Aufgebotstermin seine Rechte unter Vorlage der Spar-
urkunden anzumelden, widrigenfalls die Kraftloserklä-
rung der Sparurkunden erfolgen wird.

L 149/19

Bochum, 19. 12. 2019

Sparkasse Bochum

Der Vorstand

L. S.		   gez. 2 Unterschriften

(90)	 Abl. Bez. Reg. Abg. 2020, S. 11

16. 	 Aufgebot der Sparkasse Bochum

Der Gläubiger der Sparurkunde (ZuwSpar Plus) Nr. 
DE15 4305 0001 0360 5462 04 hat das Aufgebot be-
antragt.

Aus diesem Grund wird hiermit die Sperre des Gutha-
bens angeordnet.

Der jetzige Inhaber der von der Sparkasse Bochum 
ausgestellten Sparurkunde Nr. DE15 4305 0001 0360 
5462 04 wird hiermit aufgefordert, binnen drei Mona-
ten, spätestens in dem am 14. 4. 2020, 10.30 Uhr, vor 
dem unterzeichneten Sparkassenvorstand anberaum-
ten Aufgebotstermin seine Rechte unter Vorlage der 
Sparurkunde anzumelden, widrigenfalls die Kraftloser-
klärung der Sparurkunde erfolgen wird.

Sch 150/19

Bochum, 19. 12. 2019

Sparkasse Bochum

Der Vorstand

L. S. 		  gez. 2 Unterschriften

(90)	 Abl. Bez. Reg. Abg. 2020, S. 11

17. 	 Aufgebot der Sparkasse Bochum

Der Gläubiger des Sparbuches Nr. DE74 4305 0001 
0325 1676 90 hat das Aufgebot beantragt.

Aus diesem Grund wird hiermit die Sperre des Gutha-
bens angeordnet.

Der jetzige Inhaber des von der Sparkasse Bochum 
ausgestellten Sparkassenbuches Nr. DE74 4305 0001 
0325 1676 90 wird hiermit aufgefordert, binnen drei 
Monaten, spätestens in dem am 14. 4. 2020, 11.00 
Uhr, vor dem unterzeichneten Sparkassenvorstand 
anberaumten Aufgebotstermin seine Rechte unter Vor-
lage des Sparkassenbuches anzumelden, widrigenfalls 
die Kraftloserklärung des Sparkassenbuches erfolgen 
wird.

L 151/19

Bochum, 19. 12. 2019

Sparkasse Bochum

Der Vorstand

L. S.		   gez. 2 Unterschriften

(90)	 Abl. Bez. Reg. Abg. 2020, S. 11
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18. 	Aufgebot der Sparkasse Ennepetal-Breckerfeld

Der Inhaber des von der Sparkasse Ennepetal-Brecker-
feld ausgestellten Sparkassenbuches Nr. 30 828 495 
wird hiermit aufgefordert, innerhalb von 3 Monaten 
seine Rechte unter Vorlegung des Sparkassenbuches 
anzumelden, da das Sparkassenbuch andernfalls für 
kraftlos erklärt wird.

Ennepetal, 18. 12. 2019

Sparkasse Ennepetal-Breckerfeld

Der Vorstand

gez. 2 Unterschriften

(55)	 Abl. Bez. Reg. Abg. 2020, S. 12

19. 	Aufgebot der Sparkasse Ennepetal-Breckerfeld

Der Inhaber des von der Sparkasse Ennepetal-Brecker-
feld ausgestellten Sparkassenbuches Nr. 31 446 503 
wird hiermit aufgefordert, innerhalb von 3 Monaten 
seine Rechte unter Vorlegung des Sparkassenbuches 
anzumelden, da das Sparkassenbuch andernfalls für 
kraftlos erklärt wird.

Ennepetal, 16. 12. 2019

Sparkasse Ennepetal-Breckerfeld

Der Vorstand

gez. 2 Unterschriften

(55)	 Abl. Bez. Reg. Abg. 2020, S. 12

20. 	Kraftloserklärung der Sparkasse Hattingen

Wir erklären das Sparkassenbuch mit der Kontonum-
mer 303 649 248, ausgestellt von der Sparkasse Hat-
tingen, hiermit gemäß Teil II Abschnitt 6.1.2.6 AVV 
zum Sparkassengesetz für kraftlos.

Hattingen, 16. 12. 2019

Sparkasse Hattingen

Der Vorstand

gez. 2 Unterschriften

(47)	 Abl. Bez. Reg. Abg. 2020, S. 12

21. 	Kraftloserklärung der Sparkasse Hattingen

Wir erklären das Sparkassenbuch mit der Kontonum-
mer 303 954 267 ausgestellt von der Sparkasse Hattin-
gen, hiermit gemäß Teil II Abschnitt 6.1.2.6 AVV zum 
Sparkassengesetz für kraftlos.

Hattingen, 16. 12. 2019

Sparkasse Hattingen

Der Vorstand

gez. 2 Unterschriften

(47)	 Abl. Bez. Reg. Abg. 2020, S. 12

22. 	Kraftloserklärung der Sparkasse Hattingen

Wir erklären das Sparkassenbuch mit der Kontonum-
mer 308 116 235 ausgestellt von der Sparkasse Hattin-
gen, hiermit gemäß Teil II Abschnitt 6.1.2.6 AVV zum 
Sparkassengesetz für kraftlos.

Hattingen, 18. 12. 2019

Sparkasse Hattingen

Der Vorstand

gez. 2 Unterschriften

(47)	 Abl. Bez. Reg. Abg. 2020, S. 12

23. 	Kraftloserklärung der Sparkasse Hattingen

Wir erklären das Sparkassenbuch mit der Kontonum-
mer 303 949 549 ausgestellt von der Sparkasse Hattin-
gen, hiermit gemäß Teil II Abschnitt 6.1.2.6 AVV zum 
Sparkassengesetz für kraftlos.

Hattingen, 18. 12. 2019

Sparkasse Hattingen

Der Vorstand

gez. 2 Unterschriften

(47)	 Abl. Bez. Reg. Abg. 2020, S. 12

24. 	Kraftloserklärung der Sparkasse Hattingen

Wir erklären das Sparkassenbuch mit der Kontonum-
mer 403 068 794 ausgestellt von der Sparkasse Hattin-
gen, hiermit gemäß Teil II Abschnitt 6.1.2.6 AVV zum 
Sparkassengesetz für kraftlos.

Hattingen, 18. 12. 2019

Sparkasse Hattingen

Der Vorstand

gez. 2 Unterschriften

(47)	 Abl. Bez. Reg. Abg. 2020, S. 12

25. 	 Aufgebot der Sparkasse Hattingen

Wir bieten das Sparkassenbuch mit der Kontonummer 
303 943 641 hierdurch auf. 

Der Inhaber des Sparkassenbuches muss innerhalb 
von 3 Monaten seine Rechte unter Vorlage des Spar-
kassenbuches geltend machen. Nach Ablauf dieser 
Frist wird das Sparkassenbuch für kraftlos erklärt.

Hattingen, 12. 12. 2019

Sparkasse Hattingen

Der Vorstand

(47)	 Abl. Bez. Reg. Abg. 2020, S. 12
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26. 	 Aufgebot der Sparkasse Hattingen

Wir bieten das Sparkassenbuch mit der Kontonummer 
303 891 451 hierdurch auf. 

Der Inhaber des Sparkassenbuches muss innerhalb 
von 3 Monaten seine Rechte unter Vorlage des Spar-
kassenbuches geltend machen. Nach Ablauf dieser 
Frist wird das Sparkassenbuch für kraftlos erklärt.

Hattingen, 12. 12. 2019

Sparkasse Hattingen

Der Vorstand

(47)	 Abl. Bez. Reg. Abg. 2020, S. 13

27. 	 Aufgebot der Sparkasse Lippstadt

Der Inhaber des von der Sparkasse Lippstadt ausge-
stellten Sparkassenbuches Nr. 41 071 317 wird hiermit 
aufgefordert, binnen drei Monaten, spätestens bis zum 
12. 3. 2020, seine Rechte unter Vorlage des Sparkas-
senbuches anzumelden, da andernfalls das Sparkas-
senbuch für kraftlos erklärt wird.

Lippstadt, 12. 12. 2019

Sparkasse Lippstadt

gez. Unterschrift

(50)	 Abl. Bez. Reg. Abg. 2020, S. 13

 

28. 	 Kraftloserklärung der Sparkasse 
Mitten im Sauerland

Das in Verlust geratene und mit Erklärung vom 12. 9. 
2019 aufgebotene Sparkassenbuch Nr. 300 035 128, 
wird hiermit für kraftlos erklärt.

Meschede, 12. 12. 2019

Sparkasse Mitten im Sauerland

Der Vorstand

gez. 2 Unterschriften

(50)	 Abl. Bez. Reg. Abg. 2020, S. 13 

29. 	 Aufgebot der Sparkasse 
Olpe-Drolshagen-Wenden

Das Sparkassenbuch Nr. 304 123 607 der Sparkasse 
Olpe-Drolshagen-Wenden wird von dem Gläubiger der 
Spareinlage als verloren gemeldet.

Wir fordern den Inhaber des Sparkassenbuches auf, 
innerhalb von drei Monaten seine Rechte unter Vorlage 
des Sparkassenbuches bei uns anzumelden. Andern-
falls wird das Sparkassenbuch nach Ablauf dieser Frist 
für kraftlos erklärt.

Olpe, 23. 12. 2019

Sparkasse Olpe-Drolshagen-Wenden

Der Vorstand

gez. 2 Unterschriften

(65)	 Abl. Bez. Reg. Abg. 2020, S. 13

30.	 Aufgebot der Sparkasse Siegen

Das nachstehend aufgeführte Sparkassenbuch Nr. 
300 835 295, wird gem. § 13 Abs. 2 Pkt. 6 SpkVO für 
kraftlos erklärt, nachdem es ordnungsgemäß aufgebo-
ten und keine Rechte von dritter Seite geltend gemacht 
wurden.

Siegen, 23. 12. 2019

Sparkasse Siegen

gez. 2 Unterschriften

(45)	 Abl. Bez. Reg. Abg. 2020, S. 13 

31. 	 Aufgebot der Sparkasse SoestWerl

Das Sparkassenbuch Nr. 350 535 563 der Sparkasse 
SoestWerl wurde vom Gläubiger als verloren gemeldet. 

Wir fordern den Inhaber des Sparkassenbuches hier-
mit auf, innerhalb von drei Monaten, spätestens bis 
zum 23. 3. 2020 seine Rechte unter Vorlage des Spar-
kassenbuches bei uns anzumelden, da andernfalls 
nach Ablauf dieser Frist das Sparkassenbuch für kraft-
los erklärt wird.

Soest, 23. 12. 2019

Sparkasse SoestWerl

Der Vorstand

gez. 2 Unterschriften

(67)	 Abl. Bez. Reg. Abg. 2020, S. 13

32. 	Kraftloserklärung der Sparkasse SoestWerl

Das von der Sparkasse SoestWerl ausgestellte Spar-
kassenbuch

Nr. 350 514 139

wird für kraftlos erklärt, nachdem es ordnungsgemäß 
aufgeboten wurde und keine Rechte von dritter Stelle 
geltend gemacht wurden.

Soest, 11. 12. 2019

Sparkasse SoestWerl

Der Vorstand

gez. Unterschrift

(55)	 Abl. Bez. Reg. Abg. 2020, S. 13
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	 Auflösung eines Vereins

Der Verein „Kultur im Lichtwerk e.V.“, eingetragen 
beim Amtsgericht Arnsberg unter VR 1090, ist aufge-
löst. Gläubiger des Vereins werden gebeten, etwaige 
Ansprüche bei den Liquidatoren anzumelden.

Thomas Bette, Bergstraße 21, 57392 Schmallenberg,

Clara Bette, Bahnhofstraße 15, 57392 Schmallenberg. 
 (35)

	 Auflösung eines Vereins

Der Verein „IG-Tibethunde e.V.“, eingetragen beim 
Amtsgericht Hagen unter VR 2698, ist aufgelöst. Gläu-
biger des Vereins werden gebeten, etwaige Ansprüche 
bei den Liquidatoren anzumelden.

Sabine Hofheinz, Falkenweg 7, 58579 Schalksmühle,

Iris Kamp, Rummenohler Straße 91, 58091 Hagen.   
(35)

	 Auflösung eines Vereins

Der Verein „Deutsch-Türkischer Förderverein“ in Ha-
gen eingetragen beim Amtsgericht Hagen unter VR 
3128, ist aufgelöst. Gläubiger des Vereins werden ge-
beten, etwaige Ansprüche bei den Liquidatoren anzu-
melden.

Oguzhan Yilmaz, Pipenstockstraße 53, 58119 Hagen,

Mehmet Civelek, Schleipenbergstraße 35, 58119 Ha-
gen.	 (40)

	 Auflösung eines Vereins

Der „Verein für Denkmalpflege Wetter-Freiheit“, einge-
tragen beim Amtsgericht Hagen unter VR 30273, ist 
aufgelöst. Gläubiger werden gebeten, etwaige Ansprü-
che bei dem Liquidator anzumelden.

Peter Winkel, Am Bollwerk 26, 58300 Wetter.	 (28)

Sonstige MitteilungenSonstige MitteilungenSonstige MitteilungenE



Amtsblatt Nr. 1/2 / 2020   15 



16   Amtsblatt Nr. 1/2 / 2020

Einsendungen für das Regierungsamtsblatt und den Öffentlichen Anzeiger sind schriftlich nur an die Bezirksregierung
– Reg.-Amtsblatt – in 59817 Arnsberg, Postfach oder in elektronischer Form an: amtsblatt@bra.nrw.de zu richten.  
Redaktionsschluss: Freitag der Vorwoche, 12.00 Uhr.
Herausgeber: Bezirksregierung Arnsberg, 59817 Arnsberg, Postfach, Tel. (0 29 31) 82 26 23, Telefax (0 29 31) 8 24 03 81
Einrückungsgebühren für eine Veröffentlichung im Umfang von:
bis 	 100 mm = 0,40  pro mm,
bis 	 300 mm = 0,30  pro mm,
über 	300 mm = 0,29  pro mm.

Erscheint wöchentlich: Amtsblatt mit Öffentlichem Anzeiger
Abonnement-Bezug über becker druck, F. W. Becker GmbH: 
13,60 € inkl. 7 % Mehrwertsteuer je Halbjahr. Versand per Post oder per E-Mail
Einzelstücke werden nur durch becker druck zu 2,50 € je Exemplar inkl. 7 % Mehrwertsteuer und Versand ausgeliefert.
Druck, Verlag und Vertrieb: 
becker druck, F. W. Becker GmbH
Grafenstraße 46 · 59821 Arnsberg
Tel. 0 29 31/52 19-0 · Fax 0 29 31/52 19-33 · amtsblatt@becker-druck.de

Für das Vertrauen, das Sie Brot
für die Welt mit Ihrer Spende ent-
gegenbringen, danken wir Ihnen
ganz herzlich. Ohne Ihre groß-
zügige Unterstützung könnten
wir den Menschen in den armen 
Ländern nicht helfen! Mit Ihrem
Beitrag können wir viel bewegen.

Danke

Spendenkonto Brot für die Welt:
Bank für Kirche und Diakonie
IBAN: DE10 1006 1006 0500 5005 00
BIC: GENODED1KDB
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